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Auf dem Weg zu einem EU-weiten Recht auf politischen Streik:  

Erwägungen aus verfassungsrechtlicher Sicht1  

 

Streiks sind typischerweise ein Druckmittel für Gewerkschaften, um Arbeitgeber zu Tarifverhandlungen oder 
Zugeständnissen zu bewegen. Politische Streiks hingegen, die oft die Form von Generalstreiks annehmen, 
richten sich an Staatsorgane, um gegen eine bestimmte Politik zu protestieren oder Einfluss auf 
Gesetzesvorhaben zu nehmen. Politische Streiks können sich auf politische Streitfragen beziehen, die die 
wirtschaftlichen und sozialen Interessen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern beeinträchtigen. Sie 
können jedoch auch Angelegenheiten betreffen, die nichts mit Arbeitnehmerinteressen zu tun haben. In 
diesem Fall wären sie nach der in dieser Studie verwendeten Typologie rein politische Streiks. 

Zwischen den 27 Mitgliedstaaten der EU bestehen erhebliche Unterschiede, was die Regelung politischer 
Streiks betrifft.  In fünf Ländern sind Streiks mit politischen Zielsetzungen explizit untersagt: Arbeitskräfte, die 
aus politischen Motiven streiken, müssen mit Sanktionen rechnen und riskieren sogar, entlassen zu werden. 
Demgegenüber gibt es in den meisten Mitgliedstaaten kein ausdrückliches Verbot politischer Streiks, doch der 
Ausschluss rein politischer Streiks ergibt sich aus der Definition des Rechts auf Streik in der jeweiligen 
Gesetzgebung oder Rechtsprechung. 17 Mitgliedstaaten definieren Streiks in ihrem nationalen Recht in einer 
Weise, die rein politische Streiks de facto ausschließt, da Streiks als mit Tarifkonflikten zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern zusammenhängend definiert werden: In drei dieser Mitgliedstaaten stehen Streiks 
ausdrücklich mit der Aushandlung von Tarifverträgen in Verbindung, während sich in 14 weiteren 
Mitgliedstaaten der Ausschluss rein politischer Streiks aus einer etwas weiter gefassten Definition des 
                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2024/757656/IPOL_STU(2024)757656_EN.pdf 

ABRISS 

Im Rahmen dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle 
Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Ausschusses für konstitutionelle 
Fragen (AFCO) in Auftrag gegeben wurde, wird der Status politischer Streiks in der EU bewertet. 
Während Arbeitnehmerstreiks im Allgemeinen darauf abzielen, einen Arbeitgeber unter Druck zu 
setzen, sind politische Streiks an die Regierung gerichtet. Zwar werden politische Streiks häufig 
organisiert, um die Interessen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu verteidigen und zu 
schützen, doch sie können auch ausschließlich politische Zielsetzungen haben. Solche „rein 
politischen“ Streiks sind im Allgemeinen nicht als Teil des Streikrechts im Rahmen der 
einschlägigen internationalen Menschenrechtsnormen oder der nationalen Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten geschützt. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2024/757656/IPOL_STU(2024)757656_EN.pdf
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Streikbegriffs ergibt, wonach Streiks – wenn auch nicht unbedingt im Rahmen von Tarifverhandlungen – den 
Schutz und die Förderung der sozialen und wirtschaftlichen Interessen der Beschäftigten zum Gegenstand 
haben. In den übrigen fünf Mitgliedstaaten schließlich sind politische Streiks ausdrücklich erlaubt, in der Regel 
aufgrund von Gerichtsurteilen, in denen sie für rechtmäßig befunden wurden. Diese Einstufung durch die 
Mitgliedstaaten ist nach wie vor schwierig; da jedoch in einigen Mitgliedstaaten klare Rechtsvorschriften oder 
eine ständige Rechtsprechung fehlen, bleibt es spekulativ, wie Gerichte auf die Folgen politischer Streiks 
reagieren könnten.  

Der Umfang des Rechts auf Kollektivmaßnahmen gemäß Artikel 28 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union (im Folgenden „Charta“) geht aus dem Wortlaut selbst nicht eindeutig hervor. Mehr 
Klarheit wäre sinnvoll, insbesondere, damit das Streikrecht von den Gerichten nicht zu eng ausgelegt wird und 
wirtschaftliche Grundfreiheiten wie die Dienstleistungs- oder die Niederlassungsfreiheit in Konfliktfällen nicht 
systematisch Vorrang haben. Dieses potenzielle Risiko wird an den Beispielen der Fälle Viking und Laval aus 
dem Jahr 2007 deutlich.  Insbesondere, wenn das Streikrecht aus Protest gegen bestimmte staatliche 
Maßnahmen ausgeübt wird, benötigen die nationalen Gerichte möglicherweise bessere Orientierungshilfen, 
um zu entscheiden, ob und wie die Wahrnehmung dieses Rechts die im Rahmen des Binnenmarktes 
geschützten wirtschaftlichen Grundfreiheiten beeinträchtigen würde.   

Eine Ersetzung von Artikel 28 der Charta im größeren Rahmen der internationalen Menschenrechtsnormen und 
der einschlägigen Instrumente der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) könnte dazu beitragen, die nötige 
Klarheit zu schaffen. Eine eingehende Betrachtung der in der Erläuterung zu Artikel 28 der Charta angegebenen 
Quellen sowie weiterer einschlägiger Quellen legt den Schluss nahe, dass sich das Streikrecht zwar auf Streiks 
erstreckt, mit denen gegen Regierungsmaßnahmen protestiert wird, die sich auf die wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen der Beschäftigten auswirken, nicht jedoch auf rein politische Streiks, die nicht mit diesen 
Interessen in Verbindung stehen.  

Drei Quellen werden im Detail untersucht. Erstens haben gemäß Artikel 6 Absatz 4 der Europäischen 
Sozialcharta die Vertragsstaaten zugesichert, dass sie, „[u]m die wirksame Ausübung des Rechts auf 
Kollektivverhandlungen zu gewährleisten, […] das Recht der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber auf 
Kollektivmaßnahmen einschließlich des Rechts auf Streik im Fall von Interessenkonflikten, vorbehaltlich 
etwaiger Verpflichtungen aus geltenden Gesamtarbeitsverträgen“, anerkennen. Während mit dieser 
Formulierung die Anerkennung des Streikrechts offenbar auf Situationen beschränkt wird, in denen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Zusammenhang mit Tarifverhandlungen Druck auf einen 
Arbeitgeber auszuüben versuchen, vertrat der Europäische Ausschuss für soziale Rechte (European Committee 
of Social Rights, ECSR) die Ansicht, dass das Recht auf Streik im Rahmen der Europäischen Sozialcharta 
garantiert ist, solange es zur Verteidigung der wirtschaftlichen oder sozialen Interessen der Beschäftigten 
ausgeübt wird, unabhängig davon, ob dies im Zusammenhang mit Tarifverhandlungen geschieht oder nicht. 
Allerdings ist fraglich, ob dadurch das Recht, zu streiken, auf politische Streiks ausgedehnt wird, mit denen 
gegen das Vorgehen der Regierung protestiert oder eine Gesetzesreform gefordert wird, da der ECSR den 
Umfang von Kollektivmaßnahmen gemäß Artikel 6 Absatz 4 auf Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern beschränkt; was rein politische Streiks betrifft, deren Motivation nicht mit 
Arbeitnehmerinteressen verbunden ist, so sind diese mit ziemlicher Sicherheit ausgeschlossen.  

Zweitens hat laut Artikel 11 der Europäischen Menschenrechtskonvention jede Person „das Recht […], sich frei 
und friedlich mit anderen zu versammeln und sich frei mit anderen zusammenzuschließen; dazu gehört auch 
das Recht, zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu gründen und Gewerkschaften beizutreten“. Seit 
2002 hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte das Recht auf Streik als Teil der Freiheit befunden, 
Gewerkschaften zu bilden und ihnen beizutreten (da, so der Gerichtshof, Streiks ein wichtiges Mittel 
gewerkschaftlicher Interessenvertretung seien, da sie die Stimmen ihrer Mitglieder hörbar machten). Während 
dieser Schutz offenbar Proteststreiks, die sich gegen die Regierung richten (oder politische Streiks im weiteren 
Sinne), abdeckt, scheinen rein politische Streiks, die nichts mit dem Schutz der Interessen der 
Gewerkschaftsmitglieder zu tun haben, ausgeschlossen zu sein. 
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Zwar werden in der Erläuterung zu Artikel 28 der Charta diese beiden ersten Quellen angeführt, doch auch 
andere Quellen sollten berücksichtigt werden. Durch Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe d des Internationalen Pakts 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte wird das Streikrecht geschützt (und implizit auch durch 
Artikel 22 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte). Das Recht eines jeden, 
Gewerkschaften zu bilden und ihnen beizutreten, wird allerdings gemäß dem Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte „zur Förderung und zum Schutz seiner wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen“ gewährleistet. Dies wiederum ermöglicht zwar, den in dieser Bestimmung verankerten 
Schutz auf politische Streiks auszudehnen, mit denen gegen Regierungsmaßnahmen protestiert wird, schließt 
aber den Schutz rein politischer Streiks eher aus.  

Eine ähnliche Schlussfolgerung lässt sich aus dem Übereinkommen Nr. 87 der IAO über die 
Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechtes von 1948 und aus dem Übereinkommen Nr. 98 
der IAO über die Anwendung der Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu 
Kollektivverhandlungen von 1949 ziehen. Die Aufsichtsgremien der IAO haben den Standpunkt eingenommen, 
dass gemäß dem IAO-Übereinkommen Nr. 87 Streiks, die sich auf die Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
Regierung beziehen, einschließlich Generalstreiks, rechtmäßig sind; sie haben jedoch diesen Schutz nicht auf 
rein politische Streiks als solche ausgedehnt. 

Das heißt, dass beim gegenwärtigen Stand des Verfassungsrechts der Union Artikel 28 der Charta im Lichte der 
internationalen Menschenrechte und des internationalen Arbeitsrechts das Recht auf politische Streiks (bzw. 
Proteststreiks) schützt, so weit diese Streiks auf Streitfragen abzielen, die die wirtschaftlichen und sozialen 
Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (jenseits ihrer beruflichen Interessen im engeren Sinne) 
berühren; er schützt jedoch nicht das Recht auf einen rein politischen, d. h. einen nicht mit den wirtschaftlichen 
und sozialen Interessen der Arbeitnehmerschaft in Zusammenhang stehenden Streik.  

Über diese Lesart besteht allerdings nicht unbedingt Einvernehmen, und der Umfang des in Artikel 28 der 
Charta gewährten Schutzes ist – auch angesichts der unterschiedlichen Ansätze in den Mitgliedstaaten – nach 
wie vor nicht ganz klar. Durch Artikel 153 Absatz 5 AEUV werden Harmonisierungsmaßnahmen in Bezug auf 
die Ausübung des Streikrechts in den Mitgliedstaaten zwar ausgeschlossen, doch die nationalen Regierungen 
sind verpflichtet, das in Artikel 28 verankerte Streikrecht im Rahmen des Unionsrechts zu achten. Die Tatsache, 
dass es bezüglich des Anwendungsbereichs von Artikel 28 kein EU-weit einheitliches Verständnis gibt, kann 
jedoch auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die aus Protest gegen staatliche Maßnahmen von ihrem 
Streikrecht Gebrauch machen, eine abschreckende Wirkung haben: Beim gegenwärtigen Stand des 
Unionsrechts ist ungewiss, ob sie durch das Unionsrecht geschützt wären oder nicht, da das Anliegen, für das 
sie streiken, mitunter nur geringfügig mit ihren wirtschaftlichen und sozialen Interessen verknüpft ist. Darüber 
hinaus bergen die unterschiedlichen Ansätze der Mitgliedstaaten möglicherweise die Gefahr einer 
Fragmentierung des Binnenmarktes: Einschränkungen der wirtschaftlichen Grundfreiheiten können, wie an 
den Rechtssachen Viking und Laval ersichtlich wurde, als zulässig oder unzulässig angesehen werden, je 
nachdem, wie die nationalen Gerichte das Streikrecht der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auslegen. 
Den nationalen Behörden sollten zusätzliche Orientierungshilfen für die Auslegung von Artikel 28 der Charta 
an die Hand gegeben werden. 
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